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„Auswirkungen der Mehrbelastung für Grundschullehrkräfte 
Hiermit frage ich die Staatsregierung, wie viele Unterrichtsstunden generiert werden 
können, wenn alle Grundschullehrkräfte statt 28 Stunden künftig 29 Stunden ableis-
ten müssen, was bedeutet diese Regelung für die Teilzeitlehrkräfte an der Grund-
schulen und über welchen Zeitraum müssen die Lehrkräfte eine Stunde Mehrarbeit 
leisten?“ 
 
 
Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus: 
 
Das Arbeitszeitkonto ist gemäß Art. 87 Abs. 1 und 3 Bayerisches Beamtengesetz 

durch eine Verordnung der Staatsregierung zu regeln. Das Verfahren wie die Auswir-

kungen sind auch bekannt, da es ein Arbeitszeitkonto für alle Schularten bereits zu 

einem früheren Zeitpunkt gegeben hat. Daher orientiert sich das jetzt geplante Ar-

beitszeitkonto an den Vorgaben, die damals schulartübergreifend für das Arbeitszeit-

konto galten.  

Grundsätzlich wird das Arbeitszeitkonto wie folgt umgesetzt: Einer Ansparphase über 

mehrere Jahre, in der eine Unterrichtsstunde mehr zu halten ist, folgt eine kurze 

Wartezeit, in der die reguläre UPZ zu halten ist. Dann folgt eine Ausgleichsphase von 

gleicher Dauer wie die Ansparphase, in der – verpflichtend – eine Stunde weniger zu 

arbeiten ist. Die Zeitabläufe werden vorab in der Verordnung festgelegt.  

Das Arbeitszeitkonto wird sukzessive in mehreren Jahren (Alterskohorten) aufwach-

sen. Für das erste Jahr könnten nach einer groben Schätzung bei Einbeziehen von 

ca. einem Fünftel der Grundschullehrkräfte bis zu 170 Vollzeitkapazitäten erwirt-

schaftet werden. 

Für den Erlass der Verordnung ist ein ressortübergreifendes Verfahren erforderlich, 

das neben Abstimmungen auch Anhörungsverfahren beinhaltet. Erst nach Abschluss 

des Verordnungsverfahrens, aber auch nach Evaluation des Erfolgs der freiwilligen 

Maßnahmen, im laufenden Schuljahr können endgültige inhaltliche Aussagen und 

genaue Werte benannt werden.  

 
München, den 21. Januar 2020 

 


